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Vorrede.

Der Ausschuß des Vereins für Socialpolitik hat auf den Antrag 

seines Mitgliedes, des Herrn Oberbürgermeister vr. Miquel, beschlossen, 

eine Reihe von Abhandlungen über die Wohnungsverhältnifse der ärmeren 

Volksklassen in deutschen Großstädten zu veranlassen und zu veröffentlichen. 

Es sollen darin sowohl die bestehenden Zustände, wie die bisherigen 

Bestrebungen zu ihrer Verbesserung geschildert werden. Insbesondere 

wünschte der Ausschuß die Frage zur Erörterung zu bringen, ob die be

stehenden Rechtsverhältnisse den Behörden die nöthige Handhabe bieten, um 

gegen obwaltende Mißstände einzufchreiten, oder ob Aenderungen in den

selben rathsam erscheinen. Von diesem Gesichtspunkt aus hat der Ausschuß 

sich bemüht, auch über die Ersahrungen und die Gesetzgebung in den wich

tigsten Nachbarstaaten Berichte zu erhalten. Eine von dem Herrn An

tragsteller versüßte Einleitung giebt nähere Auskunft über Zweck und Ziel 

der ganzen Publication.

Um diesen ersten Band möglichst rasch zur Ausgabe zu bringen, sind 

die einzelnen Abhandlungen in der Reihensolge, wie sie eingegangen sind, 

also ohne sie nach ihrem Inhalte zu ordnen, dem Drucke übergeben worden. 

Ein zweiter Sammelband soll im Laufe des Sommers publicirt werden.

Bonn, Anfang Januar 1886.

Der Vorsitzende des Ausschusses des Vereins für Socialpolitik.
Erwin Nasse.
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Einleitung.

Das in den letzten Jahrzehnten ununterbrochen fortdauernde rasche 
Anwachsen der deutschen Städte und der namentlich in Perioden wirth- 
schaftlicher Prosperität starke Zufluß der arbeitenden Bevölkerung vom 
Lande und den kleinen Städten in die großen Verkehrs-Centren haben fast 
in allen großen Städten vorübergehend Wohnungsnoth erzeugt.

Der Mangel an einer genügenden Anzahl kleiner und mittlerer Woh
nungen führte in solchen Zeiten zu einer unverhältnißmäßigen Steigerung 
der Preise derselben und in Folge dessen zu einer Verschlechterung der 
Wohnungen, namentlich zu einer gefährlichen Ueberfüllung der einzelnen 
Wohnräume, sowie zur Heranziehung von zu menschlichen Wohnungen gar
nicht geeigneten Localitäten.

Diese Mißstände haben die öffentliche Aufmerksamkeit seit Jahren 
lebhaft erregt und die verschiedensten Vorschläge zur Abhülfe veranlaßt.

Man suchte den Bau neuer Wohnhäuser zu beleben; wo die Specu
lation dies nicht freiwillig unternahm, bildeten sich hier und da gemein
nützige Gesellschaften, namentlich für den Bau billiger mittlerer und klei
nerer Wohnungen.

Die Gemeindebehörden, welche im Allgemeinen unter der Herrschaft 
der Freizügigkeit sich dem Uebel gegenüber machtlos fühlten, unterstützten 
wohl solche Bestrebungen und suchten durch Hergabe von Bauplätzen zu 
billigen Preisen, Gewährung von Darlehen oder indirect durch Herstellung 
neuer Straßen, Aufstellung neuer Bebauungspläne, durch Verbesserung der 
Verkehrsmittel sowie durch Maßregeln der öffentlichen Gesundheitspflege 
dem Uebel entgegenzuwirken.

Die Polizeibehörden schritten durch Polizei-Verordnungen in verschie
denen deutschen Staaten gegen die schreiendsten Konsequenzen der 
Wohnungsnoth ein und erließen eine Reihe provinzieller oder localer Po
lizei-Verordnungen, namentlich für Wirthschaften und Schläferstellen. War 
das Uebel auf diese Weise einigermaßen gemildert, so verschwand dasselbe 
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ost in seiner offensichtlichen peinlichen Aeußerlichkeit anscheinend 
vollständig wieder, wenn Zeiten wirthschastlicher Reaction kamen und der 
Zufluß in die Städte nachließ. DaS Uebel hörte auf, für die große Menge 
Unbeteiligter einen schreienden Charakter zu haben und mehr und mehr 
drang dann wieder die Ansicht durch, daß diese Nothstände unabänderlich 
mit dem wirtschaftlichen Leben verbunden und vorübergehender Natur seien.

Hier und da hielt man sogar den Mangel von zu Gebote stehenden 
Wohnungen und die hohen Mietpreise für die besten Schutzmittel einer 
übermäßigen Ansammlung wirtschaftlich unselbständiger Personen in den 
Städten.

Im Großen und Ganzen beruhigte man sich mit der Erwägung, daß 
auch hier das Wechselspiel von Angebot und Nachfrage und die naturge
mäße Heranziehung der Privatspeculation zur Herstellung neuer Wohnge
bäude in Folge hoher Mietpreise und der dadurch herbeigeführten Renta
bilität der Bauunternehmungen ein sicheres und jedenfalls das einzige Ab- 
Hülfsmittel sei.

Neuerdings, wo eine immer größere Anzahl von Menschenfreunden 
sich eingehend und dauernd mit den socialen Zuständen zu beschäftigen an
sängt und planmäßig und consequent den Lebensverhältnissen der arbeiten
den Klassen nachsorscht, die Ursachen der gesundenen Uebelstände zu er
gründen sucht und über die Mittel zur Heilung derselben nachdenkt, ist 
obige Ansicht mehr und mehr ins Wanken gerathen.

Es hat sich herausgestellt, daß auch in Zeiten wirtschaftlicher Ruhe 
fast überall in den größeren Städten eine Art Wohnungsnoth besteht.

Das Verhältniß der Wohnungsmiethen zn den Gesammteinnahmen 
ist bei den unteren, ja theilweise bei den mittleren Bevölkerungsklassen weit 
ungünstiger, als bei den höheren Klassen. Ein großer Theil der arbeiten
den Klassen ist nicht vorübergehend, sondern dauernd genöthigt, sür feine 
Wohnräume bis zu einem Viertel, ja darüber hinaus feiner Gesammteinnahme 
zu opfern und hat dafür doch oft genug nur schlechte und ungesunde Woh
nungen, geräth sogar in ein höchst mißliches Abhängigkeitsverhältniß vom 
Vermieter. Infolge dessen drängt sich in gewissen Theilen der großen 
Städte, die durch ihre Beschäftigung daselbst festgehaltene Bevölkerung 
immer enger zusammen, die Wohnungen werden kleiner und ungesunder, 
aber nicht billiger. Die Erfahrung hat gelehrt, daß mit dem Anwachsen 
der Mietpreise für kleinere Wohnungen die Privatspeculation im Woh
nungsbau nicht gleichen Schritt hält. Die Bauspeculation wirst sich vor 
Allem aus den Bau größerer Häuser mit größeren Wohnungen und ver
meidet so lange als möglich die Herstellung von eigentlichen Arbeiterwoh
nungen, weil dabei das Risico größer und der Eingang und die pünktliche 
Zahlung der Miethen unsicherer ist. So entsteht ein großes Mißverhältniß 
zwischen den Preisen der größeren und der kleineren, namentlich der klein
sten Wohnungen, wie dies auch in den Specialberichten von mehreren 
Städten ausdrücklich bezeugt wird.

Diesen Wahrnehmungen gegenüber und in Anbetracht der unge
heuren Bedeutung der Wohnungssrage für die physische 
und moralische Wohlfahrt der Menschen bedarf es wohl keiner be- 
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sonderen Begründung des Beschlusses des Ausschusses, die gegenwärtigen 
Verhältnisse der Wohnungen in Deutschland, namentlich in den größeren 
Städten, durch sachkundige, mit den Verhältnissen vertraute Männer fest
stellen zu lassen, Gegenwart und vermuthliche Zukunft zu ermitteln und 
vor Allem die Frage zu stellen, ob auch auf diesem Gebiete nach dem 
Vorbild anderer Länder die starke Hand des Staates und das Einschreiten 
der Gesetzgebung anzurufen ist.

Es war natürlich unmöglich, das vorliegende weite Gebiet vollständig 
zu erschöpfen, die Kräfte des Vereins reichten nur aus, das Material der 
deutschen und außerdeutschen Gesetzgebung herbeizuschaffen, genauere Schil
derungen der Wohnungsverhältnisse einzelner Städte, gewissermaßen als 
Typen für die allgemeinen Verhältnisse zu geben, die Wirkung der ge
troffenen Maßregeln in den einzelnen Localitäten mit einander zu ver
gleichen und Vorschläge erfahrener Praktiker für das Einschreiten des Staats, 
der Gemeinden und der Einzelnen zu hören.

Obwohl ich beim Niederschreiben dieser Zeilen noch nicht den 
Inhalt aller zu diesem Behuf veröffentlichten Denkschriften kenne, so haben 
dieselben, so weit sie mir bekannt geworden, mich doch nur in meiner 
Ueberzeugung befestigt, daß die sogenannte natürliche Entwickelung, d. h. 
die auf sich selbst angewiesene Privatthätigkeit, auf diesem Gebiete allein 
nicht genügt, daß auch die einzelne Gemeinde, selbst wenn sie den guten 
Willen hat, zwar Vieles, aber nicht Ausreichendes leisten kann und daß 
endlich die Hülfe der Gesetzgebung in Deutschland ebenso wenig, wie in 
England und Frankreich dies der Fall war, entbehrlich ist. Nach meiner 
persönlichen Ansicht bedürfen auch wir dringend eines Reichsgesetzes 
über das ungesunde Wohnen.

Die bestehende Gesetzgebung in den deutschen Staaten bietet den 
Behörden keinerlei genügende Handhaben, um gegen die Benutzung unge
sunder oder überfüllter Wohnungen einzuschreiten. Ich kann in diesem 
Punkte verschiedenen Aeußerungen in den Denkschriften nicht zustimmen. 
Es bestehen allerdings fast überall staatliche oder provinzielle oder locale 
Bauordnungen und dieselben nehmen in neuerer Zeit weit mehr als 
früher die sanitären Rücksichten bezüglich der Einrichtung der Wohnhäuser 
wahr. Die in den letzten Jahren in den größten deutschen Städten er
lassenen Bauordnungen lassen in dieser Beziehung nicht viel zu wünschen 
übrig. Einestheils sind aber noch immer die meisten Bauordnungen na
mentlich für die kleineren Städte und das Land durchaus ungenügend. 
Anderntheils stoßen gerade die besseren Bauordnungen in ihrer Durchfüh
rung auf die größten Schwierigkeiten und regeln endlich fast überall nur 
die nach Erlaß der Bauordnungen vorkommenden baulichen Herstellungen, 
lassen aber die bestehenden Gebäude durchweg unberührt. Ueberdies 
hat die Baupolizei nur eine Controle über die vorschriftsmäßige Herstellung 
der Gebäude, nicht aber über deren Benutzung. Die Art und 
Weise der Verwendung der einzelnen Localitäten gehört nicht zum Ressort 
der Baupolizei, und selbst wenn dies der Fall wäre, fehlen überall 
die Organe für die Handhabung weitergehender Befug- 
nifse. Die Bauordnungen mögen immerhin Kellerwohnungen und Dach-


